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Wirtschaft liche Beziehungen mit der VR China nach dem Massaker auf dem Platz 
des Himmlischen Friedens 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 25. September 1989 die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant-
wortet: 

1. Ist die staatliche Entwicklungshilfe an die VR China sowie die 
staatliche Kapitalhilfe im Rahmen der Entwicklungspolitik vollstän-
dig eingestellt worden? 

Nein. 

2. Für den Fall, daß Frage 1 mit „nein" beantwortet wird: Welche 
Projekte werden in welcher Art und Weise und in welcher Höhe 
finanziert bzw. bezuschußt? Welche Kredite sind gestrichen, welche 
werden gegeben oder sind geplant? Sind Kredite von der VR China 
neu beantragt worden? 

Der Deutsche Bundestag hatte in den gemeinsamen Entschließun-
gen aller Fraktionen vom 15. und 23. Juni 1989 ebenso wie der Rat 
der europäischen Staats- und Regierungschefs in seiner Erklärung 
zu China vom 27. Juni 1989 nicht zu einer (vollständigen) Einstel-
lung der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit mit der VR 
China aufgefordert. 

Derzeit werden im Bereich der Finanziellen Zusammenarbeit aus 
den Altzusagen (440 Mio. DM zu den ehemaligen Standardkondi-
tionen, 30/10/2) der Jahre 1985 bis 1988, von 18 Projekten jene 11 
finanziert, für die bereits vor dem 4. Juni 1989 sowohl Regierungs-
abkommen wie Darlehensverträge der KfW bestanden. Neue 
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Regierungsabkommen oder Darlehensverträge wurden seit dem 
4. Juni 1989 nicht unterzeichnet. 

In 3 von den restlichen durch frühere Regierungsabkommen ge-
deckten Fällen, in denen Darlehensverträge bis zur Unterzeich-
nungsreife vorbereitet waren, handelt es sich um Mischfinanzie-
rungen für größere Projekte (Kraftwerk, Lastwagenproduktion 
und ein Entwicklungsbankenkredit), für die keine Hermesdek-
kungen verfügbar sind. 

Für das in der Rahmenplanung vorgesehene FZ-Programm des 
Jahres 1989 in Höhe von 220 Mio. DM erstellt die KfW aufgrund 
vorhandener Unterlagen Prüfungsberichte oder läßt Studien an-
fertigen. 

Die weiteren Entscheidungen sind offen. Zur U-Bahn Schanghai 
wird auf Frage 9 verwiesen. 

Nach der am 1. Juni 1989 beendeten 7. Sitzung der Gemischten 
Kommission für Entwicklungspolitische Zusammenarbeit sind von 
der VR China keine neuen FZ-Kredite beantragt worden. 

3. Inwieweit plant die Bundesrepublik Deutschland die Wiederauf-
nahme entwicklungspolitischer Zusammenarbeit mit der VR China? 

Ein förmlicher Wiederaufnahmebeschluß mit einem klaren Zeit-
ziel ist nicht planbar. Die maßgeblichen Entwicklungen in der VR 
China, die die Voraussetzungen für eine gedeihliche langfristige 
Zusammenarbeit schaffen könnten, wie eine Rückkehr zum Kurs 
der Reformen und Öffnung, sind nicht von außen her steuerbar 
oder mit einiger Zuverlässigkeit absehbar. 

Zum weiteren Vorgehen wird sich die Bundesregierung mit den 
Regierungen der übrigen EG-Partnerländer wie in der Gruppe der 
sieben am Wirtschaftsgipfel beteiligten großen Industrieländer 
abstimmen. 

4. Stimmen Berichte, daß die GTZ ihre Zusammenarbeit mit der VR 
China wiederaufnehmen will  und der Staatssekretär im Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit in Kürze nach 
China fährt? Hat die GTZ ihre Zusammenarbeit mit der VR China 
bereits wieder aufgenommen? 

Die GTZ wird aufgrund eines Auftrages des BMZ vom 15. August 
1989 — nach erfolgter Einzelfallprüfung des gesamten TZ-Pro-
gramms — 34 Vorhaben ganz oder eingeschränkt fortführen, wäh-
rend 22 im laufenden Jahr beendet und 14 nicht weiter vorbereitet 
werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland laufende Stipendienpro-
gramme werden wie bisher weitergeführt; Seminare der DSE und 
CDG mit gebotenen Anpassungen und Einschränkungen. 

Über eine Reise von Staatssekretär Lengl nach China gibt es keine 
Entscheidung. 
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5. Für welche Projekte mit Bezug auf die VR China werden im 
Moment oder in nächster Zeit bei der DSE zukünftige Teilnehmer 
vorbereitet? 

Bei der DSE werden z. Z. 

— ein GTZ-Mitarbeiter auf die Ausreise nach China vorbereitet, 

— ferner zwei Integ rierte Fachkräfte mit chinesischen Arbeitsver-
trägen sowie 

— ein Mitarbeiter der FES für die Fortführung eines laufenden 
Wissenschaftskooperationsproj ektes. 

6. Sind alle von der Bundesrepublik Deutschland entsandten Wirt-
schaftsexperten und Techniker u. ä. aus der VR China zurückgeholt 
worden? 

Sämtliche GTZ-Mitarbeiter samt Familienangehörigen wurden 
nach den Ereignissen vom 4. Juni 1989 umgehend in die Bundes-
republik Deutschland zurückberufen. 'Ausnahmen sind acht Lang-
zeitexperten mit Angehörigen in Tianjin, für die keine akute 
Gefährdung vorlag und zwei in Lhasa stationierte Consultingmit-
arbeiter, zu denen im Juni kein Kontakt bestand. 

Ein Mitarbeiter eines von der GTZ beauftragten Unternehmens 
blieb auf eigenen Wunsch und eigenes Risiko in Peking. 

7. Weiß die Bundesregierung, ob es seitens der DEG Zusagen an die 
VR China gibt? 

Die DEG hatte sich bis zum 31. Dezember 1988 in sieben China-
projekten engagiert; im laufenden Jahr sind keine Neuzusagen 
erfolgt. 

8. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, wie sich nichtstaatliche 
Entwicklungsgeber verhalten, z. B. welche Projekte von ihnen ab-
gebrochen bzw. eingefroren sind, welche durchgeführt werden und 
welche geplant sind? 

Der jetzige Sachstand ist der Bundesregierung bekannt. Im we-
sentlichen werden im Bereich der nichtstaatlichen Träger lau-
fende Vorhaben wie in der TZ i.e.S. weitergeführt, wenn auch 
häufig in reduziertem Umfang. Einige Projekte sind eingestellt 
worden. Die internen Planungen der Nichtregierungsorganisatio-
nen zu China sind der Bundesregierung nicht im einzelnen be-
kannt. 

9. Weiß die Bundesregierung, wie es sich mit der weiteren Zusam-
menarbeit mit der VR China in bezug auf den U-Bahn-Bau in 
Shanghai verhält? 
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Das am 16. Januar 1989 unterzeichnete Regierungsabkommen 
über einen FZ-Kredit für die U-Bahn Schanghai ist mangels eines 
Notenwechsels zum Datum des Inkrafttretens bisher nicht wirk-
sam geworden. 

10. Werden keine Hermesbürgschaften mehr gewährt? 

Positive Entscheidungen über neue Anträge auf ,,Hermes-Dek-
kung" für deutsche Lieferungen in die VR China sind seit Anfang 
Juni 1989 nicht mehr getroffen worden. 

11. Ist der Export aller Güter, die militärisch oder polizeilich verwendet 
werden können und somit der Genehmigung der Bundesregierung 
unterliegen, eingestellt? 

Die Bundesregierung hat die rüstungsexportpolitischen Grund-
sätze bei der VR China schon bisher restriktiv angewandt. Seit 
Juni 1989 werden weder Genehmigungen für die Ausfuhr von Rü-
stungsgütern in die VR China erteilt noch Exporte durchgeführt. 
Im übrigen werden Anträge auf Ausfuhrgenehmigungen für die 
VR China, bei denen eine zivile Verwendung nicht eindeutig 
erkennbar ist, von der Bundesregierung besonders sorgfältig ge-
prüft. 

12. Gibt es weiterhin Zusammenarbeit auf polizeilichem Gebiet? Weiß 
die Bundesregierung, wie diese Zusammenarbeit in den einzelnen 
Bundesländern gehandhabt wird? 

Es befinden sich z. Z. zwei Stipendiaten der VR China im Rah-
men der polizeilichen Ausbildungshilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland. Ihre Ausbildung endet mit Ablauf des Monats Sep-
tember 1989. Danach findet keine weitere Zusammenarbeit auf 
polizeilichem Gebiet mit der VR China statt. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über eine Zu-
sammenarbeit der einzelnen Bundesländer auf polizeilichem 
Gebiet mit der VR China vor. 

13. Weiß die Bundesregierung, ob es von bundesdeutscher Seite aus 
eine Beteiligung an der Pekinger Herbstmesse geben wird? Werden 
bundesrepublikanische staatliche Stellen involvie rt  sein? 

Die Pekinger Herbstmesse wird von staatlichen Stellen der Bun-
desrepublik Deutschland nicht gefördert. Ob deutsche Unterneh-
men an dieser Messe teilnehmen werden, entzieht sich der Kennt-
nis der Bundesregierung. 


